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Geſetz-Sammlung 


fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 24. — 


(Nr. 3763.) Staͤdte⸗Ordnung für die ſechs oͤſtlichen Provinzen der Preußiſchen Monarchie. 
Vom 30. Mai 1833. e kan. a, 1 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Kammern, was folgt: 


H. 1. 


Die gegenwärtige Städte⸗Ordnung ſoll in den bisher auf dem Provin⸗ 
zial⸗Landtage, im Stande der Staͤdte W e Staͤdten der Provinzen Preu⸗ 
ßen, Brandenburg, Pommern, Schleſien, Poſen und Sachſen zur Anwendung 
kommen, desgleichen in den im Stande der Staͤdte nicht vertretenen Ortſchaf⸗ 
ten dieſer Provinzen, in welchen bisher eine der beiden Staͤdte-Ordnungen vom 
19. November 1808. und vom 17. Maͤrz 1831. gegolten hat. 

ü In Anſehung derjenigen im Stande der Städte auf den Provinzial⸗ 
Landtagen nicht vertretenen Ortſchaften (Flecken), wo bisher weder eine dieſer 
Staͤdte⸗Ordnungen gegolten, noch die laͤndliche Gemeindeverfaſſung beftanden 
hat, bleibt die nähere Feſtſetzung ihrer Gemeindeverhältniffe mit Berückſichri 
gung der Vorſchriften im Titel VIII. der gegenwärtigen Staͤdte⸗Ordnung der 
Beſtimmung des Koͤnigs nach Anhoͤrung des Provinzial⸗Landtages vorbehalten. 


Wegen der Städte in Neuvorpommern und Rügen ergeht ein beſon⸗ 


deres Geſetz. 


| Titel J. 
Von den Grundlagen der ſtaͤdtiſchen Verfaſſung. 


$. 2. 


Den ſtaͤdtiſchen Gemeindebezirk (Stadtbezirk) bilden alle diejenigen 
Grundſtuͤcke, welche demſelben bisher angehört haben. 
Jahrgang 1853. (Nr. 3763.) 38 Grund⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 20. Juni 1853. 
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Grundſtuͤcke, welche bisher noch keinem Gemeinde- oder ſelbſtſtaͤndigen 

Gutsbezirke angehoͤrt haben, koͤnnen nach Vernehmung der Betheiligten und 
nach Anhoͤrung des Kreistages unter Genehmigung des Miniſters des Innern 
mit dem Stadtbezirk vereinigt werden. 
N Eine Vereinigung eines laͤndlichen Gemeinde- oder eines ſelbſtſtaͤndigen 
Gutsbezirks mit einer Stadtgemeinde kann nur unter Zuſtimmung der Ver⸗ 
tretungen der betheiligten Gemeinden, ſowie des betheiligten Gutsbeſitzers nach 
Anhörung des Kreistages mit Genehmigung des Königs erfolgen. 

Die Abtrennung einzelner Grundſtuͤcke von einem Stadtbezirk und deren 
Vereinigung mit einem angrenzenden Gemeinde- oder ſelbſtſtaͤndigen Gutsbezirk, 
ſowie die Abtrennung einzelner bisher zu einer andern Gemeinde oder zu einem 
ſelbſtſtaͤndigen Gute gehörender Grundſtuͤcke und deren Vereinigung mit einem 
angrenzenden Stadtbezirk kann nach Anhörung des Kreistages mit Genehmi⸗ 
gung des Miniſters des Innern vorgenommen werden, wenn außer den Ver⸗ 
tretungen der betheiligten Gemeinden und den betheiligten Gutsbeſitzern auch 
die Eigenthümer jener Grundſtücke darin einwilligen. In Ermangelung der 
Einwilligung aller Betheiligten kann eine Veranderung dieſer Art in den Ge⸗ 
meinde⸗ oder Gutsbezirken nur in dem Falle, wenn dieſelbe im öffentlichen 
Intereſſe als nothwendiges Beduͤrfniß ſich ergiebt, und alsdann nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Koͤnigs nach Vernehmung der Betheiligten und nach Anhoͤrung 
des Kreistages ſtattfinden. N 

In allen vorſtehenden Faͤllen iſt der Beſchluß des Kreistages vor Ein⸗ 
holung der hoͤheren Genehmigung den Betheiligten nachrichtlich mitzutheilen. 

Wo und ſoweit in Folge einer derartigen Veränderung eine Auseinan⸗ 
derſetzung udien den Betheiligten ſich als nothwendig ergiebt, iſt ſolche im 
Verwaltungswege zu bewirken. 

Wird hierbei eine Uebereinkunft der Betheiligten vermittelt, ſo genuͤgt die 
Genehmigung der Regierung; im Falle des Widerſpruches entſcheidet der Mi⸗ 
niſter des Innern. 

Privatrechtliche Verhaͤltniſſe dürfen durch dergleichen Veränderungen nie⸗ 
mals geſtoͤrt werden. f 

Eine jede ſolche Veraͤnderung iſt durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 
Veranderungen, welche bei Gelegenheit einer Gemeinheitstheilung vorkommen, 
unterliegen dieſen Beſtimmungen nicht. 


H. 3. 


Alle Einwohner des Stadtbe irks, mit Ausnahme der ſervisberechtigten 
Militairperſonen des aktiven Dienſtſtandes, gehoͤren zur Stadtgemeinde. 

Als Einwohner werden diejenigen betrachtet, welche in dem Stadtbezirk 
nach den Beſtimmungen der Geſetze ihren Wohnſitz haben. . 


H. 4. 


„Alle Einwohner des Stadtbezirks ſind zur Mitbenutzung der oͤffentlichen 
1 Ge: 


us 
Gemeinde⸗Anſtalten der Stadt berechtigt und zur Theilnahme an den ſtaͤdtiſchen 
Gemeindelaſten nach den Vorſchriften dieſes Geſebes verpflichtet. 

„„Die Beſtimmungen befonderer Stiftungen, welche mit dergleichen ſtaͤdti⸗ 
ſchen Gemeinde-Anſtalten verbunden find, ſowie die hinſichtlich ſolcher Anſtalten 
auf beſonderen Titeln beruhenden Privatrechte, werden hierdurch nicht beruͤhrt. 
Wer, ohne in dem Stadtbezirke zu wohnen, daſelbſt Grundbeſitz hat, oder 
ein ſtehendes Gewerbe betreibt, iſt dennoch verpflichtet, an denjenigen Laſten 
Theil zu nehmen, welche auf den Grundbeſitz, oder das Gewerbe, oder auf das 
aus jenen Quellen fließende Einkommen gelegt ſind. Dieſelbe Verpflichtung 
haben juriſtiſche Perſonen, welche in dem Stadtbezirke Grundeigenthum befigen 
oder ein ſtehendes Gewerbe betreiben. 

Wo ſtaͤdtiſche Gemeinde-Abgaben durch Sufehläge zur Klaſſen- oder Flaf- 
fifizirten Einkommenſteuer erhoben werden, muͤſſen alle diejenigen, welche im 
Stadtbezirk ſich aufhalten, um dort ihren Unterhalt zu erwerben, ſobald ſie 
daſelbſt eine dieſer Steuern zu entrichten haben, auch die gedachten Zuſchlaͤge 
zahlen. Wo eine Kommunalſteuer anderer Art eingefuͤhrt iſt, ſind dergleichen 
Perſonen bei einem Aufenthalt von mehr als drei Monaten im Stadtbezirk vom 
Ablauf des dritten Monats an zu jener Steuer beizutragen verpflichtet. Zu 
den auf den 3 oder auf das ſtehende Gewerbe gelegten Laſten ſind 
auch die in $. 3. erwaͤhnten Militairperſonen verpflichtet, wenn ſie im Stadt⸗ 
bezirk mit Grundeigenthum angeſeſſen ſind, oder ein ſtehendes Gewerbe treiben. 
Von anderen direkten Gemeinde⸗Abgaben und Laſten find dieſelben, mit Aus⸗ 
nahme der Militairaͤrzte ruͤckſichtlich ihres Einkommens aus einer Civilpraxis, 
frei; von Verbrauchsſteuern bleiben nur die Militair⸗Speiſe⸗Einrichtungen und 
ähnliche Anſtalten in dem bisherigen Umfange befreit. 

Inwieweit zu den Gemeinde⸗Abgaben und Laſten auch Waldungen her⸗ 
angezogen werden können, iſt nach den beſonderen Verhaͤltniſſen derſelben zu 
den Gemeinden zu bemeſſen. Der Provinzial⸗Landtag hat daruͤber naͤhere Be⸗ 
ſtimmungen zu treffen, welche der Genehmigung des Königs bedürfen. 
„Bis zum Erlaß ſolcher Beſtimmungen koͤnnen Waldbeſitzer zu den Ge: 
meinde Abgaben und Laſten in hoͤherem Maaße als ſeither nicht herangezogen 
en. 

„Die im H. 2. des Geſetzes vom 24. Februar 1850. (Geſ.⸗Samml. S. 62.) 
bezeichneten 1 oder zu einem Öffentlichen Dienfte oder Gebrauche 
beſtünmten Grundſtuͤcke ſind nach Maaßgabe der Kabinetsorder vom 8. Juni 
1834. (Geſ.⸗Samml. S. 87.), die Dienſtgrundſtuͤcke der Geiſtlichen, Kirchen⸗ 
4 755 und Elementarſchullehrer aber überhaupt von den Gemeinde ⸗ Auflagen 

it. N 

Zeitweilige Befreiungen von inde⸗Abgaben und Leiſtungen für neu 
bebaute Grundſtucke find zuldffig. een Abg ſung 
Alle ſonſtige, nicht perſönliche Befreiungen können von den Stadtgemein⸗ 
den abgeloͤſt werden, und hoͤren auf, wenn die Entſchaͤdigung feſtgeſtellt und 
gezahlt iſt; bis dahin beſtehen dieſelben in ihrem bisherigen Umfange fort, er⸗ 
Hg 5 jedoch nur auf den gewöhnlichen Zuſtand, nicht auf außerordent⸗ 
iche Leiſtungen. f a 
Die Befreiung und der Anſpruch auf Entſchaͤdigung erloͤſchen, wenn ſie 
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in Staͤdten, wo die eee vom 11. März 1850. bereits einge⸗ 
führt iſt, nicht binnen Jahresfriſt nach deren Einfuͤhrung bei dem Gemeinde⸗ 
vorſtand (Magiſtrat) angemeldet ſind, und in den anderen Staͤdten nicht binnen 
Jahresfriſt nach Aan en der gegenwaͤrtigen Staͤdte-Ordnung bei demſelben 
angemeldet worden. Die Entſchaͤdigung wird zum zwanzigfachen Betrage des 
Jahreswerthes der Befreiung nach dem Durchſchniti der letzten zehn Jahre vor 

der Verkündigung dieſer Staͤdte-Ordnung Na x 

Steht ein anderer Entſchaͤdigungs-Maaßſtab durch ſpeziellen Rechtstitel 
feſt, fo hat es hierbei fein Bewenden. Der Entſchaͤdigungsbetrag wird durch 
Schiedsrichter, mit Ausſchluß der ordentlichen Rechtsmittel, fig geen; von 
dieſen wird der eine von dem Beſitzer des bisher befreiten Grundſtuͤcks, der 
andere von der Gemeindevertretung ernannt. Der Obmann iſt, wenn ſich die 
Schiedsrichter über deſſen Ernennung nicht verſtaͤndigen koͤnnen, von der Auf⸗ 
ſichtsbehoͤrde zu ernennen. f a 

Die Geiſtlichen, Kirchendiener und Elementarſchullehrer bleiben von den 
direkten perſoͤnlichen Gemeinde⸗Abgaben hinſichtlich ihres Dienſteinkommens in⸗ 
ſoweit befreit, als ihnen dieſe Befreiung zur Zeit der Verkuͤndigung der Ge⸗ 
meinde⸗Ordnung vom 11. März 1850. zuſtand. Geiſtliche 1155 Schullehrer 
bleiben von allen perſoͤnlichen Gemeindedienſten, ſoweit dieſelben nicht auf ihnen 
gehörigen Grundſtücken laſten, befreit; Kirchendiener infoweit, als ihnen dieſe 
9 dur Zeit der Verkündigung der Gemeinde- Ordnung vom 11. März 

. zuftand. j 

bob Alle übrige perfönliche Befreiungen find ohne Entſchaͤdigung aufge— 
oben. 
f Wegen der Beſteuerung des Dienſteinkommens der Beamten ſind die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 11. Juli 1822. (Geſetz⸗ Sammlung ©. 184. 
und 10 Kabinetsorder vom 14. Mai 1832. (Geſetz-Sammlung S. 145.) an⸗ 
zuwenden. 8. h 55 

Durch die in dieſen Geſetzen beſtimmten ene ſind die Beamten 
zugleich von perfönlichen Dienſten frei. Sind fie jedoch eſitzer von Grund⸗ 
ſtücken, oder betreiben ſie ein ſtehendes Gewerbe, ſo muͤſſen ſie die mit dieſem 
Grundbeſitz resp. Gewerbe verbundenen perſoͤnlichen Dienſte entweder ſelbſt, 
oder fuͤr den Fall der Verhinderung durch Stellvertreter leiſten. 


$. 5. 


Das Bürgerrecht beſteht in dem Rechte zur Theilnahme an den Wah⸗ 
len, ſowie in der Befähigung zur Uebernahme unbeſoldeter Aemter in der Ge— 
meindeverwaltung und zur Gemeindevertretung. f 

Jeder ſelbſtſtaͤndige Preuße erwirbt daſſelbe, wenn er ſeit einem Jahre 

1) Einwohner des Stadtbezirks iſt und zur Stadtgemeinde gehört (F. 3.), 
2) keine Armenunterſtützung aus Öffentlichen Mitteln empfangen, 
3) die ihn betreffenden Gemeinde-Abgaben gezahlt hat und außerdem 
4) entweder 
a) ein Wohnhaus im Stadtbezirk beſitzt (§. 16.), oder 
b) ein fiehendes Gewerbe ſelbſtſtaͤndig als Haupterwerbsquelle A 
taͤd⸗ 
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Staͤdten von mehr als 10,000 Einwohnern mit wenigſtens zwei 
Gehuͤlfen felbftftändig betreibt, oder ’ A 

c) zur klaſſifizirten Einkommenſteuer veranlagt iſt, oder 

d) an Klaſſenſteuer einen Jahresbetrag von mindeſtens vier Thalern 
entrichtet. In den mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten find 
ſtatt deffen die Einwohner von dem Magiſtrat nach den Grund⸗ 
ſäͤtzen der Klaſſenſteuerveranlagung einzuſchaͤtzen; es koͤnnen jedoch 
auch die Stadtbehoͤrden beſchließen, an die Stelle des Klaſſenſteuer⸗ 


ſatzes von mindeſtens vier Thalern ein jaͤhrliches Einkommen treten 
zu laſſen, welches beträgt: 


in Staͤdten von weniger als 10,000 Einwohnern 200 Rihlr. 
in Städten von 10,000 bis 50,000 Einwohnern 250“ 
in Städten von mehr als 50,000 Einwohnern 300 = - 


Steuerzahlungen, Einkommen, Haus⸗ und Grundbeſitz der Ehefrau wer⸗ 
den dem Ehemann, Steuerzahlungen, Einkommen, Haus: und Grundbeſitz der 
minderjährigen, beziehungsweiſe der in vaͤterlicher Gewalt befindlichen Kinder, 
dem Vater angerechnet. 

In den Fällen, wo ein Haus durch Vererbung auf einen andern uͤber⸗ 
geht, kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer des einjaͤhrigen Wohnſitzes 
die Beſitzzeit des Erblaſſers zu Gute. 

Als ſelbſtſtaͤndig wird nach vollendetem vierundzwanzigſten Lebensjahre 
ein Jeder betrachtet, der einen eigenen Hausstand hat, ſofern ihm nicht das 
Verfügungsrecht uber fein Vermögen oder deſſen Verwaltung durch richter⸗ 
liches Erkenntniß entzogen iſt. i 

Inwiefern über die Erlangung des Burgerrechts von dem Magifirat 
eine Urkunde (Buͤrgerbrief) zu ertheilen iſt, bleibt den ſtatutariſchen Anordnun⸗ 
gen vorbehalten. 
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Verlegt ein Bürger feinen Wohnſitz nach einer andern Stadt, fo kann 
ihm das Buͤrgerrecht in ſeinem neuen Wohnort, wenn ſonſt die Erforderniſſe 


zur Erlangung deſſelben vorhanden find, von dem Magiſtrate im Einver⸗ 


ſtaͤndniſſe mit der Stadtverordneten-Verſammlung ($. 12.) ſchon vor Ablauf eines 
Jahres verliehen werden. 

Dieſe Beſtimmungen finden auch auf den Fall Anwendung, wenn der 
Beſitzer eines, einen beſonderen Gutsbezirk bildenden Gutes oder ein ſtimm⸗ 


berechtigter Einwohner einer Landgemeinde ſeinen Wohnſitz nach einer Stadt 


verlegt. 

Der Magiſtrat ifi, im Einverſtaͤndniß mit der Stadtoerordneten⸗Verſamm⸗ 
lung, befugt, Maͤnnern, welche ſich um die Stadt verdient gemacht haben, ohne 
Ruͤckſicht auf die oben gedachten beſonderen Erforderniſſe, das Ehrenbuͤrgerrecht 
zu ertheilen, wodurch keine ſtaͤdtiſchen Verpflichtungen entſtehen. 


(Nr. 3768.) „ 
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Wer in Folge rechtskraͤftigen Erkenntniſſes der bürgerlichen Ehre verluftig < 
geworden (F. 12. des Strafgeſetzbuches), verliert dadurch auch das Bürgerrecht 
und die Befaͤhigung, daſſelbe zu erwerben. i 

Wem durch rechtskraͤftiges Erkenntniß die Ausuͤbung der bürgerlichen 
Ehrenrechte unterſagt iſt (F. 21. des Strafgeſetzbuches), der iſt während der 
dafuͤr in dem Erkenntniſſe feſtgeſetzten Zeit von der Ausuͤbung des Buͤrgerrechts 
ausgeſchloſſen. f 

Iſt gegen einen Burger wegen eines Verbrechens die Verſetzung in den 
Anklageſtand, oder wegen eines Vergehens, welches die Unterſagung der Aus— 
uͤbung der buͤrgerlichen Ehrenrechte nach ſich ziehen muß oder kann, die Ver⸗ 
weiſung an das Strafgericht ausgeſprochen, oder iſt derſelbe zur gerichtlichen 
Haft gebracht, fo ruht die Ausübung des ihm zuſtehenden Buͤrgerrechts fo lange, 
bis die gerichtliche Unterſuchung beendigt iſt. 

Das Bürgerrecht geht verloren, ſobald eines der zur Erlangung deſſelben 
1 rforderniſſe bei dem bis dahin dazu Berechtigten nicht mehr 
zutrifft. 

1 Verfaͤllt ein Buͤrger in Konkurs, ſo verliert er dadurch das Buͤrgerrecht; 
die Befähigung, daſſelbe wieder zu erlangen, kann ihm, wenn er die Befriedi⸗ 
gung ſeiner Glaͤubiger nachweiſt, von den Stadtbehoͤrden verliehen werden. 
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Wer in einer Stadt ſeit einem Jahre mehr als einer der drei hoͤchſtbe⸗ 
ſteuerten Einwohner ſowohl an direkten Staats- als an Gemeinde-Abgaben ent⸗ 
richtet, iſt, auch ohne im Stadtbezirke zu wohnen, oder ſich daſelbſt aufzuhalten, 
berechtigt, an den Wahlen Theil zu nehmen, falls bei ihm die uͤbrigen Erfor⸗ 
derniſſe dazu vorhanden ſind. 

Daſſelbe Recht haben juriſtiſche Perſonen, wenn ſie in einem ſolchen 
Maaße in der Gemeinde beſteuert find. , 


§. 9. 


Die Stadtgemeinden find Korporationen; denſelben ſteht die Selbſtverwal⸗ 
tung ihrer Angelegenheiten nach naͤherer Vorſchrift dieſes Geſetzes zu. 
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In den Städten wird ein Magiftrat (kollegialiſcher Gemeindevorſtand) 
und eine Stadtverordneten-Verſammlung gebildet, welche nach näherer Vor 
ſchrift dieſes Geſetzes dieſelben vertreten. Der Magiſtrat iſt die Obrigkeit der 
Stadt und verwaltet die ſtaͤdtiſchen Gemeinde-Angelegenheiten. Die Ausnahmen 
beſtimmt Tit. VIII. d 


$. 11. 
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F. 11. 

Jede Stadt iſt befugt, beſondere ſtatutariſche Anordnungen zu treffen, 
1) tiber ſolche Angelegenheiten der Stadtgemeinden, ſowie über ſolche Rechte 
und Pflichten ihrer Mitglieder, hinſichtlich deren das Aan Geſetz 
Verſchiedenheiten geſtattet, oder keine ausdruͤcklichen Be immungen enthält; 
2) über ſonſtige eigenthuͤmliche Verhaͤltniſſe und Einrichtungen, insbeſondere 
hinſichtlich der den gewerblichen Genoſſenſchaften bei Eintheilung der ſtimm⸗ 
faͤhigen Buͤrger und bei Bildung der Wahlverſammlun en und der ſtaͤdti⸗ 

ſchen Vertretung zu gewaͤhrenden angemeſſenen Beruͤckſichtigung. 
Dergleichen Anordnungen beduͤrfen der Beſtaͤtigung der Regierung. 


Titel m 


Von der Zuſammenſetzung und Wahl der Stadtverordneten 
Verſammlung. 


$. 12. 


Die Stadtverordneten⸗Verſammlung beſteht aus zwoͤlf Mitgliedern in 
Stadtgemeinden von weniger als 2500 Einwohnern, 


aus 18 in Gemeinden von 2,500 bis 5,000 Einwohnern, 
fer 0 8 


24 2 5,001 10,00 

30 = . : 10,001 — 20,000 . 
36 . 20,001 — 30,000 5 
42 . = 30,001 — 50,000 . 
= 48 . 50,00 — 70,000 . 
34 5 70,001 — 90,000 . 
60 5 = 90,004 — 120,000 . 


In Gemeinden von mehr als 120,000 Einwohnern treten für jede wei- 
teren 50,000 Einwohner ſechs Stadtverordnete hinzu. ? 

Wo die Zahl der Stadtverordneten bisher eine andere geweſen iſt, ver— 
bleibt es bei dieſer Zahl, bis durch ſtatutariſche Anordnung, welcher uͤberhaupt 
abweichende Feſtſetzungen uͤber die Zahl der Stadtverordneten vorbehalten wer— 
den, eine Aenderung getroffen iſt. 


H. 13. 


Zum Zweck der Wahl der Stadtverordneten werden die ſtimmfaͤhigen 
Bürger ($$. 5. bis 8.) nach Maaßgabe der von ihnen zu entrichtenden die. 
ten Steuern (Gemeinde. Kreise, Bezirks⸗, Provinzial: und Staats⸗Abgaben) 
in drei Abtheilungen getheilt. In den Staͤdten, wo die Mahl- und Schlacht⸗ 

(Nr. 8763.) ſteuer 
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ſteuer beſteht, werden diejenigen ſtimmfaͤhigen Bürger, welche zur Staats⸗Ein⸗ 
kommenſteuer nicht herangezogen werden, von dem Magiſtrat nach den Grund⸗ 
ſaͤtzen der Klaſſenſteuer⸗Veranlagung eingeſchaͤtzt und der Betrag, welcher danach 
als Klaſſenſteuer zu gablen fein würde, bei den vorſtehend gedachten Steuern 
mitberechnet. Doch koͤnnen auch die Stadtbehoͤrden in den gedachten Staͤdten 
beſchließen, die Bildung der drei Abtheilungen nach Maaßgabe des Einkommens 
der ſtimmfaͤhigen Bürger zu bewirken. 

Die erſte Abtheilung beſteht aus denjenigen, auf welche die hoͤchſten Be— 
traͤge bis zum Belauf eines Drittels des Geſammtbetrages der Steuer aller 
ſtimmfaͤhigen Bürger fallen, oder welche das hoͤchſte Einkommen bis zum Be⸗ 
lauf eines Drittels des Geſammteinkommens aller ſtimmfaͤhigen Bürger beſitzen. 
Die uͤbrigen ſtimmfaͤhigen Buͤrger bilden die zweite und dritte Abtheilung; die 
zweite reicht bis zum zweiten Drittel der Geſammtſteuer, beziehungsweise des 
Geſammteinkommens aller ſtimmfaͤhigen Bürger. 

In die erſte e Amel zweite Abtheilung gehört auch derjenige, 
deſſen Steuerbetrag oder Einkommen nur theilweiſe in das erſte beziehungs⸗ 
weiſe zweite Drittheil fallt. 

Steuern, die für Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb in einer andern Ge- 
meinde entrichtet werden, ſowie die Steuern fuͤr die im Umherziehen betriebenen 
Gewerbe, ſind bei der Bildung der Abtheilungen nicht anzurechnen. 

Kein Waͤhler kann zweien Abtheilungen zugleich angehoͤren. 

Laͤßt ſich weder nach dem Steuerbetrage oder Einkommen, noch nach der 
alphabetiſchen Ordnung der Namen beſtimmen, welcher unter mehren Waͤhlern 
zu einer beſtimmten Abtheilung zu rechnen iſt, ſo entſcheidet das Loos! 

Jede Abtheilung wählt ein Drittel der Stadtverordneten, ohne dabei an 
die Waͤhler der Abtheilung gebunden zu ſein. ; 


H. 14. 


Gehören zu einer Abtheilung mehr als fuͤnfhundert Wähler, fo kann die 
Wahl derſelben nach dazu gebildeten Wahlbezirken geſchehen. Enthaͤlt eine 
Stadtgemeinde mehrere Ortſchaften, ſo kann dieſelbe mit Ruͤckſicht hierauf in 
Wahlbezirke eingetheilt werden. Die Anzahl und die Grenzen der Wahlbezirke, 
ſowie die Anzahl der von einem jeden derſelben zu waͤhlenden Stadtverordneten, 
5 Maaßgabe der Zahl der ſtimmfaͤhigen Buͤrger von dem Magiſtrat 
eſtgeſetzt. 


H. 15. 
Bei Stadtgemeinden, welche mehrere Ortſchaften enthalten, kann die Re- 


gierung nach Verhaͤltniß der Einwohnerzahl beſtimmen, wie viel Mitglieder der 
Stadtverordneten-Verſammlung aus jeder einzelnen Ortſchaft zu waͤhlen ſind. 


H. 16. 


Die Hälfte der von jeder Abtheilung zu waͤhlenden Stadtverordneten 
5 muß 


muß aus Hausbeſitzern (Eigenthuͤmern, Nießbrauchern und folchen, die ein erb⸗ 
liches Beſitzrecht haben) beſtehen. 


F. 17. 


Stadtverordnete koͤnnen nicht ſein: 


1) diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behörden, durch welche 
die Auͤfſicht des Staats uber die Städte ausgeuͤbt wird (H. 76.) 

2) die Mitglieder des Magiſtrats und alle beſoldeten Gemeindebeamten; die 
Ausnahmen beſtimmen HF. 72, und 73.; 

3) Geiſtliche, Kirchendiener und Elementarlehrer; 5 

40 die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die techniſchen Mitglieder der 
Handels-, Gewerbe: und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find; 

5) die Beamten der Staatsanwaltſchaft; 

6) die Polizeibeamten. 


Vater und Sohn, ſowie Brüder, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich er⸗ 
wählt, fo wird der ältere allein zugelaffen. 


§. 18. 


. Die Stadtverordneten werden auf ſechs Jahre gewählt. Jedoch verliert 
jede Wahl ihre Wirkung, ſobald einer der Falle eintritt, in denen nach den 
Beſtimmungen im H. 7. der Gewählte des Buͤrgerrechts verluſtig geht oder 
von der Ausuͤbung deſſelben für eine gewiſſe Zeit ausgeſchloſſen wird. Tritt 
einer der Falle ein, in denen nach jenen Beſtimmungen die Ausübung des Buͤr⸗ 
errechts ruhen muß, ſo iſt der Gewaͤhlte zugleich von der Theilnahme an den 

eichäften der Stadtverordneten⸗Verſammlung einſtweilen bis zum Austrage der 
Sache ausgeſchloſſen. Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittheil der Mitglieder 
aus und wird durch neue Wahlen erſetzt. Die das erſte und zweite Mal Aus⸗ 
ſcheidenden werden fuͤr jede Abtheilung durch das Loos beſtimmt. 


§. 19. 


Eine Lifte der ſtimmfaͤhigen Bürger, welche die erforderlichen Eigenſchaf⸗ 
Juli benen nachweiſt, wird von dem Magiſtrat geführt und alljaͤhrlich im 
Juli berichtigt. 

Die Ale wird nach den Wahlabtheilungen und im Falle des H. 14. 
nach den Wahlbezirken eingetheilt. 


H. 20. 


Vom 1. bis 15. Juli ſchreitet der Magistrat zur Berichtigung der Lifte, 

m 15. bis zum 30. Juli wird die Liſte in einem oder mehreren zu 
Öffentlicher Kenntniß gebrachten Lokalen in der Stadtgemeinde offen gelegt. 
Jahrgang 1853, (Nr. 3763.) 39 Waͤh⸗ 
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Waͤhrend dieſer Zeit kann jedes Mitglied der Stadtgemeinde gegen die 
Richtigkeit der Liſte bei dem Magiſtrat Einwendungen erheben. | 
Die Stadtverordneten⸗Verſammlung hat darüber bis zum 15. Auguſt zu 
beſchließen; der Beſchluß bedarf der Zuſtimmung des Magiſtrats; verſagt die⸗ 
ſer die Zuſtimmung, ſo iſt nach Vorſchrift des 5 36. zu verfahren. 

Iſt in dieſem Falle uͤber die Einwendungen von der Regierung entſchie⸗ 
den, ſo findet eine Berufung an letztere von Seiten desjenigen, welcher die Ein⸗ 
wendungen erhoben hat, nicht weiter ſtatt; in allen andern Faͤllen ſteht dem⸗ 
ſelben innerhalb zehn Tagen nach Mittheilung des Beſchluſſes der Stadtver⸗ 
ordneten der Rekurs an die ge, zu, welche binnen vier Wochen ohne Zu⸗ 
laſſung einer weiteren Berufung entſcheidet. 

Soll der Name eines einmal in die Liſte aufgenommenen Einwohners 
wieder ausgeſtrichen werden, ſo iſt ihm dieſes acht Tage vorher von dem Magi— 
ſtrate unter Angabe der Gruͤnde mitzutheilen. 


H. 21, 


Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung der Stadtverordneten⸗-Verſamm⸗ 

lung finden alle zwei Jahre im November ſtatt. Bei dem zunaͤchſt vorherge— 

henden wöchentlichen Hauptgottesdienſt iſt auf die Wichtigkeit dieſer Handlung 

2 Die Wahlen der dritten Abtheilung erfolgen zuerſt, die der ers 
en zuletzt. 

Außergewöhnliche Wahlen zum Erſatze innerhalb der Wahlperiode aus- 

eſchiedener Mitglieder müffen angeordnet werden, wenn die Stadtverordneten⸗ 

erſammlung, oder der Magiſtrat, oder die Regierung es fuͤr erforderlich er⸗ 
achten. Der Erſatzmann bleibt nur bis zum Ende derjenigen ſechs Jahre in Thaͤ⸗ 
tigkeit, auf welche der Ausgeſchiedene gewaͤhlt war. 

Alle Ergaͤnzungs⸗ oder Erſatzwahlen werden von denſelben Abtheilungen 
und Wahlbezirken ‚($. 14.) vorgenommen, von denen der Ausgeſchiedene ge⸗ 
wählt war. Iſt die Zahl der zu waͤhlenden Stadtverordneten nicht durch drei 
theilbar, ſo iſt, wenn nur einer uͤbrig bleibt, dieſer von der zweiten Abtheilung 
gu wählen. Bleiben zwei übrig, fo wählt die erſte Abtheilung den einen und 

ie dritte Abtheilung den andern. 

Die in den HH. 19 — 21. beſtimmten Termine koͤnnen durch ſtatutariſche 
Anordnungen abgeaͤndert werden. 


H. 22. 


Dier Magiſtrat hat jederzeit die noͤthige Beſtimmung zur Ergänzung der 
erforderlichen Anzahl von Hausbeſitzern (F. 9160 zu — * 
Iſt die Zahl der Hausbeſitzer, welche zu waͤhlen ſind, nicht durch die 
Zahl der Wahlbezirke theilbar, ſo wird die Vertheilung auf die einzelnen Wahl— 
bezirke durch das Loos beſtimmt. 
„Mit dieſer Beſchraͤnkung koͤnnen die ausſcheidenden Stadtverordneten je- 
derzeit wieder gewaͤhlt werden. 


§. 23. 


— AM 


§. 23. 


„Vierzehn Tage vor der Wahl werden die in der Liſte ($$. 19. und 20.) 
verzeichneten Wähler durch den Magiſtrat zu den Wahlen mittelft ſchriftlicher 
Einladung oder ortsuͤblicher Bekanntmachung berufen. 

Die Einladung oder Bekanntmachung muß das Lokal, die Tage und die 
Stunden, in welchen die Stimmen bei dem Wahlvorſtande abzugeben ſind, 
genau beſtimmen. - 
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Der Wahlvorftand beſteht in jedem Wahlbezirk aus dem Buͤrgermeiſter 
oder einem von dieſem ernannten Stellvertreter als Vorſitzenden und aus Bei. 
von der Stadtverordneten⸗Verſammlung gewählten Beiſitzern. Für jeden Bei⸗ 
ſitzer wird von der Stadtverordneten-Verſammlung ein Stellvertreter gewaͤhlt. 


H. 25. 


Jeder Wähler muß dem Wahlvorfiande mündlich und laut zu Protokoll 
erklären, wem er feine Stimme geben will. Er hat fo viele Perſonen zu be⸗ 
zeichnen, als zu waͤhlen ſind. a 

Nur die in H. 8. erwähnten juriſtiſchen oder außerhalb des Stadtbezirks 
wohnenden, hoͤchſtbeſteuerten Perſonen können ihr Stimmrecht durch Bevoll⸗ 
mächtigte ausüben. Die Bevollmächtigten muͤſſen ſelbſt ſtimmfaͤhige Bürger 
ſein. Iſt die Vollmacht nicht in beglaubigter Form ausgeſtellt, fo entſcheidet 
über die Anerkennung derſelben der Wahlvorstand endguͤltig. 


H. 26. 


Gewaͤhlt find diejenigen, welche bei der erſten Abſtimmung die meiſten 
Stimmen und zugleich abſolute Stimmenmehrheit (mehr als die Hälfte der 
Stimmen) erhalten haben. 

Wenn ſich bei der erſten Abſtimmung nicht fuͤr ſo viel Perſonen, als zu 
waͤhlen ſind, die abſolute Stimmenmehrheit ergeben hat, wird zu einer zweiten 
Wahl geſchritten. 

Der Wahlvorſtand ſtellt die Namen derjenigen Perſonen, welche naͤchſt 
den gewaͤhlten die meiſten Stimmen erhalten haben, ſo weit zuſammen, daß 
die doppelte Zahl der noch zu waͤhlenden Mitglieder erreicht wird. Dieſe Zu⸗ 
ſammenſtellung gilt alsdann als die Liſte der Wahlbaren. 

Zu der zweiten Wahl werden die Waͤhler durch eine, das Ergebniß der 
erſten Wahl angebende Bekanntmachung des Wahlvorſtandes ſofort oder ſpaͤ⸗ 
teſtens innerhalb acht Tagen aufgefordert. Bei der zweiten Wahl iſt die ab⸗ 
ſolute Stimmenmehrheit nicht erforderlich. 

Unter denjenigen, die eine gleiche Anzahl von Stimmen erhalten haben, 

giebt das Loos den Ausſchlag. 1 
Cr. 3763.) 39 * Wer 
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Wer in mehreren Abtheilungen oder Wahlbezirken gewählt iſt, hat zu 
erklaͤren, welche Wahl er annehmen will. n 


H. 27. 


Die Wahlprotokolle ſind vom Wahlvorſtande zu unterzeichnen und vom 
Magiſtrate aufzubewahren. Der Magiſtrat hat das Ergebniß der vollendeten 
Wahlen ſofort bekannt zu machen. 

Gegen das ſtattgehabte Wahlverfahren kann von jedem ſtimmfaͤhigen 
Buͤrger, innerhalb zehn Tagen nach der Bekanntmachung, bei der Regierung 
Beſchwerde erhoben werden. EN 

Bei erheblichen Unregelmaͤßigkeiten hat die Regierung die Wahlen auf 
erfolgte Beſchwerde oder von Amtswegen innerhalb zwanzig Tagen nach der 
Bekanntmachung durch eine motivirte Entſcheidung fuͤr unguͤltig zu erklaͤren. 

Fuͤr einen eee e iſt es nicht zu erachten, wenn die der be- 
treffenden geiſtlichen Behörde anheimzugebende Hinweiſung auf die Wichtigkeit 
der Wahl (F. 21.) unterblieben iſt. N 


. H. 28. 


Die bei der regelmaͤßigen Ergänzung neu gewählten Stadtverordneten 
treten mit dem Anfang des naͤchſtfolgenden Jahres ihre Verrichtungen an; die 
e bleiben bis zur Einfuͤhrung der neugewaͤhlten Mitglieder in 

tigkeit. i f 0 

Der Magiſtrat hat die Einfuͤhrung der Gewählten und deren Verpflich— 

tung durch Handſchlag an Eidesſtatt anzuordnen. 


Titel m. 
Von der Zuſammenſetzung und Wahl des Magiſtrats. 
H. 209. 


Der Magiſtrat beſteht aus dem Burgermeiſter, einem Beigeordneten oder 
zweiten Buͤrgermeiſter als deſſen Stellvertreter, einer Anzahl von Schöffen 
(Stadtraͤthen, Rathsherren, Rathsmaͤnnern) und wo das Beduͤrfniß es er- 
fordert, noch aus einem oder mehreren beſoldeten Mitgliedern (Syndikus, 
Kämmerer, Schulrath, Baurath ꝛc.). Es gehören zum Magiſtrat in Stadt: 
gemeinden von weniger als 8 

2,500 Einwohnern 2 Schoͤffen, 
2,500 bis 10,000 A 
10,001 „30,000 i 6 
30,001 60,000 . 8 
60,001 100,000 1 


uu u 
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Bei mehr als 100,000 Einwohnern treten fuͤr jede weiteren 50,000 Ein⸗ 
kg Schöffen hinzu. } 
{ o die Zahl der Mitglieder des Magiſtrats bisher eine andere geweſen 
iſt, verbleibt es bei dieſer Zahl, bis durch ſtatutariſche Anordnung, welcher 
überhaupt abweichende Feſtſetzungen uͤber die Zahl der Magiſtrats-Mitglieder 
vorbehalten werden, eine Aenderung getroffen iſt. * 
F. 30. 
Mitglieder des Magiſtrats koͤnnen nicht fein: 
1) diejenigen Beamten und die Mitglieder derjenigen Behörden, durch 
welche die Aufſicht des Staats uͤber die Städte ausgeuͤbt wird ($. 76.); 
2) die Stadtverordneten, ingleichen Gemeinde-Unterbeamte und in Staͤdten 
über 10,000 Seelen die Gemeinde⸗Einnehmer ($. 56. Nr. 6.); 
3) Geiſtliche, Kirchendiener und Lehrer an öffentlichen Schulen; 
4) die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die techniſchen Mitglieder der 
Handels-, Gewerbe- und äbnticher Gerichte nicht zu zahlen find; 


5) die Beamten der Staatsanwaltſchaft; 
0 die Polizeibeamten. ſchaft; 


Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, Bruͤder und 
Schwager, duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des Magſſrats fein. 
Entſteht die Schwägerfchaftim Laufe der Wahlperiode, fo ſcheidet das⸗ 
jenige Mitglied aus, durch welches das Hinderniß herbeigefuͤhrt worden iſt. 

Vater und Sohn Schwiegervater und Schwiegerſohn, ſowie Brüder, 
duͤrfen nicht zugleich Mitglieder des Magiſtrats und der Stadtverordneten⸗ 
Verſammlung ſein. . g 

Perſonen, welche die in dem Geſetze vom 7. Februar 1835. (Geſetz⸗ 
ne Seite 18.) bezeichneten Gewerbe betreiben, koͤnnen nicht Bürger: 
meiſter ſein. 


H. 31. 


Der Beigeordnete und die Schöffen (H. 29.) werden auf ſechs Jahre, der 
Buͤrgermeiſter und die uͤbrigen beſoldeten Magiſtrats-Mitglieder dagegen auf 
zwölf Jahre von der Stadtverordneten-Verſammlung gewählt. Auch koͤnnen 
Beigeordnete mit Beſoldung angeſtellt werden, und erfolgt in dieſem Falle 
deren Wahl gleichfalls auf zwoͤlf Jahre. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Haͤlfte der Schoͤffen aus und wird durch 
neue Wahlen erſetzt. Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das 
Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewählt werden. Wegen 
der außesgenähnlifgen Erſatzwahlen kommt die Beſtimmung F. 21. zur An⸗ 
wendung. 


$. 32. 


Für jedes zu wählende Mitglied des Magiſtrats wird beſonders ab: 
(Nr. 3763.) geſtimmt. 
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geſtimmt. Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. Wird die abſolute Stimmen⸗ 
mehrheit bei der erſten Abſtimmung nicht erreicht, ſo werden diejenigen vier 
Perſonen, auf welche die meiſten Stimmen gefallen ſind, auf eine engere Wahl 
gebracht. Wird auch hierdurch die abſolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, ſo 
findet unter denjenigen zwei Perſonen, welche bei der zweiten Abſtimmung die 
meiſten Stimmen erhalten haben, eine engere Wahl ſtatt. Bei Stimmen: 
gleichheit entſcheidet das Loos. 4 
H. 33. 6 

Die gewaͤhlten Buͤrgermeiſter, Beigeordneten, Schoͤffen und beſoldeten 
Magiſtrats⸗Mitglieder beduͤrfen der Beftätigung. Die Beſtaͤtigung ſteht zu: 

1) dem Könige hinſichtlich der Buͤrgermeiſter und Beigeordneten in Staͤdten 
von mehr als 10,000 Einwohnern; 

2) der Regierung hinſichtlich der Buͤrgermeiſter und Beigeordneten in 
Staͤdten, welche nicht uͤber 10,000 Einwohner haben, ſowie hinſichtlich 
der Schoͤffen und der beſoldeten Magiſtrats⸗Mitglieder in allen Staͤdten, 
ohne Unterſchied ihrer Groͤße. 

Wird die Beſtaͤtigung verſagt, ſo ſchreitet die Stadtverordneten-Ver⸗ 
ſammlung zu einer neuen Wahl. ird auch dieſe Wahl nicht beſtaͤtigt, ſo 
iſt die Regierung berechtigt, die Stelle einſtweilen auf Koſten der Stadt kom— 
miſſariſch verwalten zu laſſen. 5 
Daſſelbe findet ſtatt, wenn die Stadtverordneten die Wahl verweigern, 
oder den nach der erſten Wahl nicht Beſtätigten wieder erwaͤhlen ſollten. 

Die kommiſſariſche Verwaltung dauert fo lange, bis die Wahl der 
Stadtoerordneten⸗Verſammlung, deren wiederholte Vornahme ihr jederzeit zu⸗ 
ſteht, die Beſtaͤtigung des Königs, beziehungsweiſe der Regierung erlangt hat. 


H. 34. 


Die Mitglieder des Magiſtrats werden vor ihrem Amtsantritt durch den 
Buͤrgermeiſter in Öffentlicher Sitzung der Stadtverordneten-Verſammlung in 
Eid und Pflicht genommen; der Bürgermeifter wird vom Regierungspraͤſi⸗ 
denten oder einem von dieſem zu ernennenden Kommiſſar in öffentlicher Sitzung 
der Stadtverordneten Verſammlung vereidet. N Zn: 

Magiftrats- Mitgliedern, welche ihr Amt mindeftens neun Jahre mit Ehren 
bekleidet haben, kann in Uebereinſtimmung mit der Stadtverordneten-Verſamm⸗ 

lung von dem Magiſtrat das Prädikat „Stadtälteſter“ verliehen werden. 


Titel p. 


Von den Verſammlungen und Geſchaͤften der Stadtverordneten. 
5 $. 35, 


„ Die Stadtverordneten⸗Verſammlung hat über alle Gemeinde⸗Angelegen⸗ 
heiten zu beſchließen, ſoweit dieſelben nicht ausſchließlich dem Magiſtrate uͤber⸗ 
wieſen 
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wieſen find. Sie giebt ihr Gutachten über alle Gegenſtaͤnde ab, welche ihr zu 
dieſem. Zwecke durch die Aufſichtsbehoͤrden vorgelegt werden. Ueber andere 
als Gemeinde⸗Angelegenheiten dürfen die Stadtverordneten nur dann berathen, 
wenn ſolche durch beſondere Geſetze oder in einzelnen Fällen durch Auftraͤge 
der Aufſichtsbehoͤrde an ſie gewieſen ſind. 

Die Stadtverordneten ſind an keinerlei Inſtruktion oder Auftraͤge der 
Waͤhler oder der Wahlbezirke gebunden. 


H. 36. 


Die Beſchluͤſſe der Stadtverordneten beduͤrfen, wenn fie ſolche Angelegen⸗ 
heiten betreffen, welche durch das Geſetz dem Magiſtrate zur Ausführung uͤber⸗ 
wieſen find, der Zuſtimmung des letztern. Verſagt dieſer die Zuſtimmung, ſo 
hat er die Gründe dieſer erſagung der Stadtverordneten-Verſammlung mit⸗ 
zutheilen. Erfolgt hierauf keine Berſtaͤndigung, zu deren Herbeifuͤhrung ſowohl 
von dem Magiſtrate als den Stadtverordneten die Einſetzung einer gemein⸗ 
ſchaftlichen Kommiſſion verlangt werden kann, ſo iſt die Entſcheidung der Re⸗ 
gierung einzuholen. — Die Stadtverordneten⸗Verſammlung darf ihre Befchlüffe 
in keinem Falle ſelbſt zur Ausführung. bringen. 


H. 37. 


Die Stadtverordneten⸗Verſammlung kontrolirt die Verwaltung. Sie iſt 
daher berechtigt, ſich von der Ausführung ihrer Beſchluͤſſe und der Verwendung 
aller Gemeinde⸗Einnahmen Ueberzeugung zu verſchaffen. Sie kann zu dieſem 
Zwecke von dem Magiſtrat die Einſicht der Akten verlangen, und Ausfchüffe 


aus ihrer Mitte ernennen, zu welchen der Buͤrgermeiſter ein Mitglied des Ma⸗ 
giſtrats abzuordnen befugt iſt. 


$. 38, 


Die Stadtverordneten⸗Verſammlung wählt jährlich einen Vorſitzenden, 
ſowie einen Stellvertreter deffelben, und einen Schriftführer, ſowie einen Stell⸗ 
vertreter deſſelben, aus ihrer Mitte; doch kann auch die Stelle des Schrift⸗ 
führers ein von den Stadtverordneten nicht aus ihrer Mitte gewaͤhlter, in 
Öffentlicher Sitzung hierzu von dem Buͤrgermeiſter vereideter Protokollfuͤhrer 
vertreten. Dieſe Wahlen erfolgen in dem H. 32. vorgeſchriebenen Verfahren. 

Die Stadtverordneten verſammeln ſich, fo oft es ihre Gefchäfte erfordern. 

Der Magiſtrat wird zu allen Verſammlungen eingeladen und kann ſich 
durch Abgeordnete vertreten laſſen. Die Stadtverordneten konnen verlangen, 
daß Abgeordnete des Magiſtrats dabei anweſend find. Der Magiſtrat muß 
gehoͤrt werden, ſo oft er es verlangt. 


H. 39. 


Die Zuſammenberufung der Stadtverordneten geſchieht durch den Vor⸗ 
Cr. 3768.) ſitzen⸗ 


— 276 — 


ſitzenden; ſie muß erfolgen, ſobald es von einem Viertel der Mitglieder oder 
von dem Magiſtrat verlangt wird. 


; H. 40. 


Die Art und Weife der Zufammenberufung wird ein= für allemal von 
der Stadtverordneten-Verſammlung feſtgeſtellt. s 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtaͤnde der Ver⸗ 
handlung; mit Ausnahme dringender Fälle muß dieſelbe wenigſtens zwei freie 
Tage vorher ſtatthaben. 


$. 41. 


Durch Beſchluß der Stadtverordneten können auch regelmäßige Sitzungs⸗ 
tage feſtgeſetzt, es muͤſſen jedoch auch dann die Gegenftände der erhandlung 
mit Ausnahme dringender Fälle mindeſtens zwei freie Tage vorher den Stadt⸗ 
verordneten und dem Magiſtrat angezeigt werden. 


§. 42. 


Die Stadtverordneten⸗Verſammlung kann nur beſchließen, wenn mehr 
als die Haͤlfte der Mitglieder zugegen iſt. Eine Ausnahme hiervon findet 
ſtatt, wenn die Stadtverordneten, zum zweiten Male zur Verhandlung uͤber 
denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in genügender Anzahl 
erſchienen ſind. Bei der zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtim⸗ 
mung ausdruͤcklich hingewieſen werden. N 


H. 43. 


Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Wer nicht mitſtimmt, wird 
zwar als anweſend betrachtet, die Stimmenmehrheit wird aber lediglich nach 
der Zahl der Stimmenden feſtgeſtellt. a 


H. 44. 
An Verhandlungen uͤber Rechte und Verpflichtungen der Stadtgemeinde 


darf derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem der Gemeinde in 
Widerſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung eine beſchlußfähige Ver⸗ 
ſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der Magiſtrat, oder, wenn auch dieſer 
aus dem vorgedachten Grunde einen gültigen Beſchluß zu faſſen nicht befugt 
iſt, die Aufſichtsbehoͤrde für die Wahrung des Gemeinde-Intereſſes zu ſorgen 
und noͤthigenfalls einen beſonderen Vertreter für die Stadtgemeinde zu beſtellen. 

Sollte ein Prozeß der Stadtgemeinde gegen alle oder mehrere Mitglie⸗ 
der des Magiſtrats aus Veranlaſſung ihrer Amtsfuͤhrung nothwendig wer⸗ 
den, ſo hat die Regierung auf Antrag der Stadtverordneten⸗-Verſammlung zur 
Führung des Prozeſſes einen Anwalt zu beſtellen. 5. 45 
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„Die Sitzungen der Stadtverordneten ſind öffentlich. Fuͤr einzelne Ge⸗ 
genſtaͤnde kann durch beſonderen Beſchluß, welcher in geheimer Sitzung gefaßt 
wird, die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. Die Sitzungen duͤrfen nicht in 
Wirthshaͤuſern oder Schaͤnken gehalten werden. 


§. 46. 


Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet und ſchließt die 
Sitzungen und handhabt die Ordnung in der Verſammlung. Er kann jeden 
Zuhörer aus dem Sitzungszimmer entfernen laffen, welcher oͤffentliche Zeichen 
3 aa oder des Mißfallens giebt oder Unruhe irgend einer Art ver: 
urſacht. 
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Die Beſchlaͤſſe der Stadtverordneten⸗Verſammlung und die Namen der 
dabei anweſend geweſenen Mitglieder ſind in ein beſonderes Buch einzu⸗ 
tragen. Sie werden von dem Vorſitzenden und wenigſtens drei Mitgliedern 
unterzeichnet. f 
„ Dem Magiſtrat müffen alle Befchlüffe der Stadtverordneten, auch dieje: 
nigen, welche ihm durch das Geſetz zur Ausführung nicht überwieſen ſind, 
mitgetheilt werden. 


K. 48. 


Den Stadtverordneten-Verſammlungen bleibt uͤberlaſſen, unter Zuftim- 
mung des Magiſtrats eine Geſchaͤftsordnung abzufaſſen und darin Zuwider⸗ 
5 der Mitglieder gegen die zur Aufrechthaltung der Ordnung gege⸗ 
benen Vorſchriften mit Strafen zu belegen; dieſe Strafen koͤnnen nur in Geld⸗ 
bußen bis zu fuͤnf Thalern und bei mehrmals wiederholten Zuwiderhandlungen in 
der auf eine gewiſſe Zeit oder für die Dauer der Wahlperiode zu verhaͤngenden 
Ausſchließung aus der Verſammlung beſtehen. 

Verſagt der Magiſtrat ſeine Zuſtimmung, ſo tritt das im H. 36. vorge— 
ſchriebene Verfahren ein. 


H. 49. 


Die Stadtverordneten beſchließen uber die Benutzung des Gemeinde⸗ 
vermoͤgens; die Deklaration vom 20. Juli 1847. (Geſetz-Sammlung Seite 327.) 
bleibt dabei maaßgebend. a a f 

Ueber das Vermoͤgen, welches nicht der Gemeinde-Korporation in ihrer 
Geſammtheit gehört, kann die Stadtverordneten-Verſammlung nur inſofern 
beſchließen, als ſie dazu durch den Willen der Betheiligten oder durch ſonſtige 
Rechtstitel berufen iſt. 

Jahrgang 1853. (Nr. 3763.) 40 Auf 
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Auf das Vermoͤgen der Korporationen und Stiftungen haben die zur 
Stadtgemeinde gehörenden Einwohner (F. 3.) als ſolche und auf dasjenige 
Vermögen, welches blos den Hausbeſitzern oder anderen Klaſſen der Einwoh- 
ner gehört, haben andere Perſonen keinen Anſpruch. 

In Anſehung der Verwaltung und Verwendung des Vermögens der 
Stiftungen bewendet es bei den ſtiftungsmaͤßigen Beſtimmungen. Soweit es 
hierbei auf den Begriff von Buͤrger ankommt, ſind die . des ge⸗ 
genwaͤrtigen Geſetzes (§. 5.) an ſich ſelbſt nicht maaßgebend. 


H. 50. 


Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 

4) zur Veräußerung von Grundſtuͤcken und ſolchen Gerechtſamen, welche 
jenen geſetzlich gleichgeſtellt ſind; 

2) zur Veraͤußerung oder weſentlichen Veraͤnderung von Sachen, welche 
einen beſondern wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder Kunſtwerth haben, 
namentlich von Archiven; N 

3) gu Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Schuldenbeftand 
elaſtet, oder der bereits vorhandene vergroͤßert wird, und 

4) 15 Veränderungen in dem Genuſſe von Gemeindenutzungen (Wald, 

eide, Haide, Torfſtich und dergleichen). 


$ 51. 


Die freiwillige Veraͤußerung von Grundſtücken u. ſ. w. (F. 50. Nr. 1.) 
darf nur im Wege der Lizitation auf Grund einer Taxe ſtattfinden. 
Zur Guͤltigkeit der Lizitation gehoͤrt: 
1) einmalige Bekanntmachung durch das Amtsblatt des Regierungsbezirks 
Pater fuͤr Bekanntmachungen des Magiſtrats uͤblichen oͤffentlichen 
er; 
2) eine Frist von ſechs Wochen von der Bekanntmachung bis zum Lizitations⸗ 
Termine, und . - 
3) Abhaltung dieſes Termins durch eine Juſtiz- oder Magiſtratsperſon. 


Das Ergebniß der Lizitation iſt der Stadtverordneten⸗Verſammlung mit⸗ 

zutheilen und kann nur mit deren Genehmigung der Zuſchlag ertheilt werden. 

In beſonderen Fallen kann die Regierung auch den Verkauf aus freier 

Hand, ſowie einen Tauſch geſtatten, ſobald fie fich überzeugt, daß der Vortheil 
der Gemeinde dadurch 197 5 wird. 

Fuͤr die Hypothekenbehoͤrde genügt zum Nachweiſe, daß der Vorſchrift 

ur Paragraphen genuͤgt worden, die Beſtaͤtigung des Vertrages durch die 

egierung. 6 


$. 52. 


Durch Gemeindebeſchluß kann die Erhebung eines Einzugsgeldes an⸗ 
geordnet, 
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geordnet, und von deſſen Entrichtung die Niederlaſſung in der Gemeinde ($. 4. 
des Geſetzes vom 31. Dezember 1842. Nr. 2317.) abhaͤngig gemacht werden. 

Außerdem kann von Allen, ſowohl von den 1 als von 
denen, welche der Gemeinde bereits angehoͤrig ſind, bei der Begruͤndung eines 
ſelbſtſtaͤndigen Hausſtandes eine Abgabe (Eintritts- oder Hausſtandsgeld) 96 
fordert und von deren Entrichtung die Theilnahme an dem Bürgerrecht ($. 5.) 
abhaͤngig gemacht werden. ö 

Die Theilnahme an den Gemeindenutzungen (F. 50. Nr. 4.) kann außer⸗ 
dem von der Entrichtung einer jährlichen Abgabe und anſtatt oder neben der⸗ 
ſelben von Entrichtung eines Einkaufsgeldes abhaͤngig gemacht werden, durch 
deren Entrichtung aber die Ausübung des Buͤrgerrechts niemals bedingt wird. 

Alle derartige Beſchluͤſſe bedürfen der Genehmigung der Regierung. Die 
mit dem Beſitze einzelner Grundſtuͤcke verbundenen oder auf ſonſtigen beſonderen 
Rechtstiteln beruhenden Nutzungsrechte ſind den Beſtimmungen dieſes Para⸗ 
graphen nicht unterworfen. 

Beamte, welche in Folge dienſtlicher Verſetzung ihren Aufenthalt im 
Stadtbezirk nehmen, find zur Entrichtung des Einzugsgeldes und des Haus⸗ 
ſtandsgeldes nicht verbunden. ö 

8. 5% 


Soweit die Einnahmen aus dem ſtaͤdtiſchen Vermoͤgen nicht hinreichen, 
um die durch das Beduͤrfniß oder die Verpflichtungen der Gemeinde erforder⸗ 
lichen Geldmittel zu beſchaffen, koͤnnen die Stadtverordneten die Aufbringung 
von Gemeindeſteuern beſchließen. 

Dieſe koͤnnen beſtehen: 

I. In Zufchlägen zu den Staatsſteuern, wobei folgende Beſtimmungen 
gelten: 

1) die Steuer fuͤr den Gewerbebetrieb im Umherziehen darf nicht 
belaſtet werden; 

2) bei den Zufchlägen zur Flaffifizirten Einkommenſteuer muß jeden⸗ 
falls das außerhalb der Gemeinde belegene Grundeigenthum außer 
Berechnung bleiben; 

3) die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 

a) für alle Zuſchlaͤge zur Einkommenſteuer; 
pb) für Zuſchlaͤge zu den übrigen direkten Steuern, wenn der 
Zuſchlag entweder funfzig Prozent der Staatsſteuern uͤber⸗ 
ſteigen, oder nicht nach gleichen Saͤtzen auf dieſe Steuern 
vertheilt werden ſoll. Zur Freilaſſung oder geringeren 
Belaſtung der letzten Klaſſenſteuerſtufe bedarf es dieſer 

Genehmigung nicht; 

c) fuͤr Zuſchlaͤge zu den indirekten Steuern. 
II. In beſonderen direkten oder indirekten Gemeindeſteuern, welche der Ge⸗ 
nehmigung der Regierung bedürfen, wenn fie neu eingeführt, erhöht, oder 

in ihren Grundſaͤtzen veraͤndert werden ſollen. f 

(Nr. 3763.) 40* Bei 


3 

Bei beſonderen Kommunal⸗Einkommenſteuern iſt jedenfalls die sub I. 2. 
erwaͤhnte Beſchraͤnkung maaßgebend. Die beſtehenden direkten Kommunal⸗Ein⸗ 
kommenſteuern werden einer erneuten Prüfung und Genehmigung der Regierung 
unterworfen. 

In den uͤber die Erhebung von Kommunalſteuern zu erlaſſenden, von 
der Regierung zu genehmigenden Regulativen konnen Ordnungsſtrafen gegen 
die Kontravenienten bis auf Hoͤhe von zehn Thalern angeordnet werden. 
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Die Gemeinde kann durch Beſchluß der Stadtverordneten zur Leiſtung 
von Dienſten (Hand- und Spanndienſten) Behufs Ausführung von Gemeinde- 
Arbeiten verpflichtet werden; die Dienſte werden in Geld abgeſchaͤtzt, die Ver— 
theilung geſchieht nach dem Maaßſtabe der Gemeinde-Abgaben oder in deren 

Ermangelung nach dem Maaßſtabe der direkten Steuern. — Abweichungen 
von dieſer Vertheilungsart beduͤrfen der Genehmigung der Regierung. Die 
Dienſte koͤnnen, mit Ausnahme von Nothfaͤllen, durch taugliche Stellvertreter 
abgeleiſtet oder nach der Abſchaͤtzung an die Gemeindekaſſe bezahlt werden. 


55. 
Die in Bezug auf die Bin. der Gemeindewaldungen für die ein— 
lnen Landestheile erlaſſenen Geſetze und Beſtimmungen bleiben in Kraft, bis 
re Abaͤnderung im geſetzlichen Wege erfolgt ſein wird. 


7 


Titel y. 
Von den Geſchaͤften des Magiſtrats. 

1 $. 56, 
2 Der Magiſtrat hat als Ortsobrigkeit und Gemeinde-Verwaltungsbehörbe 

insbeſondere folgende Gefchäfte: : 

n 

) die Geſetze und Verordnungen, ſowie die Verfuͤgungen der ihm vorge⸗ 
nn ſezten Behörden, auszuführen; | re ee 
— — 2 die Beſchluͤſſe der Stadtoerordneten⸗Verſammlung vorzubereiten und, fo- 
„ — er ſich mit denſelben einverſtanden erklärt, zur Ausführung zu 
ee, e ringen. 


Z— — Der Magiſtrat iſt verpflichtet, die Zuſtimmung und Ausführung zu 
&& verſagen, wenn von den Stadtverordneten ein Beſchluß gefaßt iſt, welcher 
„deen Mir, uͤberſchreitet, geſetz oder rechtswidrig iſt, das Staatswohl 


. oder das Gemeinde⸗Intereſſe verletzt. In Faͤllen dieſer Art iſt nach den 
. Beſimmungen im g. 30. zu verfahren; | 


3) die ſtaͤdtiſchen Gemeinde-Anſtalten zu verwalten und diejenigen, fir welche 
beſondere Verwaltungen eingeſetzt ſind, zu beaufſichtigen; 
N 4) die 


Sr 
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4) die Einkuͤnfte der Ba emeinde zu verwalten, die auf at oder 
beſonderen Beſchluͤſſen N Stadtverordneten beubenden Gaia en und 
Ausgaben anzuweiſen und das Rechnungs- und Kaſſenweſen zu über: 
wachen. Von jeder regelmäßigen Kaſſenreviſion iſt der Stadtverordne⸗ 
ten⸗Verſammlung Kenntniß zu geben, damit ſie ein Mitglied oder mehrere 
abordnen koͤnne, um dieſem Geſchaͤfte beizuwohnen; bei außerordentlichen 
Kaſſenreviſionen iſt der Vorſitzende oder ein von demſelben ein- fuͤr alle⸗ 
mal bezeichnetes Mitglied der Stadtverordneten-Verſammlung zuzuziehen; 

5) 05 Eigenthum der Stadtgemeinde zu verwalten und ihre Rechte zu 
wahren; 

6) die Gemeindebeamten, nachdem die Stadtverordneten daruͤber vernommen 
worden, anzuſtellen und zu beaufſichtigen. Die Anſtellung erfolgt, ſoweit 
es ſich nicht um voruͤbergehende Dienſtleiſtungen handelt, auf Lebenszeit; 
diejenigen Unterbeamten, welche nur zu mechanifchen Dienſtleiſtungen be- 
ſtimmt find, konnen jedoch auf Kündigung angenommen werden. Die 
von den Gemeindebeamten zu leiſtenden Kautionen beſtimmt der Magiſtrat 
nach Anhoͤrung der Stadtverordneten-Verſammlung. In Staͤdten bis 

zu 10,000 Einwohnern (F. 30. 2.) können die Geſchaͤfte des Gemeinde— 
Einnehmers nach Vernehmung der Stadtverordneten⸗Verſammlung und 
mit Zuſtimmung der Regierung dem Kämmerer uͤbertragen werden; 

7) die Urkunden und Akten der Stadtgemeinde aufzubewahren; 
8) die Stadtgemeinde nach Außen zu vertreten und Namens derſelben 
mit Behörden und Privatperſonen zu verhandeln, den Schriftwechſel zu 
führen und die Gemeinde-Urkunden in der Urſchrift zu vollziehen. Die 
Ausfertigungen der Urkunden werden Namens der Stadtgemeinde von 
dem Buͤrgermeiſter oder feinem Stellvertreter gültig unterzeichnet; wer⸗ 
den in denſelben Verpflichtungen der Stadtgemeinde uͤbernommen, ‚fo 
muß noch die Unterſchrift eines Magiſtrats⸗ Mitgliedes hinzukommen; 
in Faͤllen, wo die Genehmigung der Aufſichtsbehoͤrde erforderlich iſt, 
muß dieſelbe in beglaubigter —.— der gedachten Ausfertigung beigefuͤgt 
werden; ans } 

die ſtädtiſchen Gemeinde» Abgaben und Dienſte nach den Geſetzen und 

Befchläfien auf die Verpflichteten zu vertheilen und die Beitreibung zu 

bewirken. a 


9 


— 


H. 57. 


Der Magiſtrat kann nur befchließen, wenn mindeſtens die Haͤlfte, in 
Stadtgemeinden, welche mehr als 100,000 Einwohner haben, mindeſtens 
ein Drittheil ſeiner Mitglieder zugegen iſt. . 

Die Beſchluͤſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
feichheit ift die Stimme des Vorſitzenden entſcheidend. Den Vorſitz führt der 
Bur ermeiſter oder fein Stellvertreter. Der Vorſitzende iſt verpflichtet, wenn 
ein Beſchluß des Magiſtrats deſſen Befugniſſe uͤberſchreitet, geſetz- oder rechts⸗ 
widrig iſt, das Staatswohl oder das Gemein-Intereſſe verletzt, die Ausfüh- 
rung eines ſolchen Beſchluſſes zu beanſtanden und die Entſcheidung der Regie⸗ 

(Nr. 3708.) 2 rung 


rung einzuholen. Der Beigeordnete nimmt auch außer dem Falle der Stell⸗ 
vertretung an den Verhandlungen und Beſchluͤſſen Theil. 

Bei Berathungen uͤber ſolche Gegenſtaͤnde, welche das Privat-Intereſſe 
eines ak des Magiſtrats oder feiner Angehörigen berühren, muß daſ⸗ 
ſelbe ſich der Theilnahme an der Berathung und Abſtimmung enthalten, auch 
ſich waͤhrend der Berathung aus dem Sitzungszimmer entfernen. 
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Der Buͤrgermeiſter leitet und beaufſichtigt den ganzen Geſchaͤftsgang 
der ſtaͤdtiſchen Verwaltung. 

In allen Faͤllen, wo die vorherige Beſchlußnahme durch den Magiſtrat 
einen nachtheiligen Zeitverluſt verurſachen wuͤrde, muß der Buͤrgermeiſter die 
dem Magiſtrat obliegenden Geſchaͤfte vorläufig allein beſorgen, jedoch dem letz⸗ 
teren in der naͤchſten Sitzung Behufs der Beſtaͤtigung oder anderweitigen Be— 
ſchlußnahme Bericht erſtatten. 

Zur Erhaltung der noͤthigen Disziplin ſteht dem Buͤrgermeiſter das Recht 
zu, den Gemeindebeamten Geldbußen bis zu drei Thalern und außerdem den 
untern Beamten Arrefiftrafen bis zu drei Tagen aufzulegen ($$. 15., 19. 
und 20. des Geſetzes vom 21. Juli 1852., Geſetz⸗ Sammlung Seite 465.). 
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Zur dauernden Verwaltung oder Beaufſichtigung einzelner Geſchaͤfts— 
zweige, ſowie zur Erledigung vorübergehender Aufträge können beſondere De⸗ 
putationen entweder blos aus Mitgliedern des Magiſtrats, oder aus Mitglie⸗ 
dern beider Gemeindebehoͤrden, oder aus letzteren und aus ſtimmfaͤhigen 
Buͤrgern gewaͤhlt werden. Zur Bildung gemiſchter Deputationen aus beiden 
Stadtbehoͤrden iſt der uͤbereinſtimmende Beſchluß beider erforderlich. f 

Zu dieſen Deputationen und Kommiſſionen, welche übrigens in allen Be— 
ziehungen dem Magiſtrate untergeordnet ſind, werden die Stadtverordneten und 
ſtimmfaͤhigen Buͤrger von der Stadtverordneten-Verſammlung gewaͤhlt, die 
Magiſtrats-Mitglieder dagegen von dem Buͤrgermeiſter ernannt, welcher auch 
unter letzteren den Vorſitzenden zu bezeichnen hat. 

Durch ſtatutariſche Anordnungen koͤnnen nach den eigenthuͤmlichen oͤrtli— 
chen Verhaͤltniſſen beſondere Feſtſetzungen über die Zuſammenſetzung der blei⸗ 
benden Verwaltungs-Deputationen getroffen werden. a 


H. 60. 


Staͤdte von größerenggliinfonge oder von zahlreicherer Bevölkerung wer⸗ 
U von dem Magiſtrat nach Anhörung der Stadtverordneten in Ortsbezirke 
getheilt, 
Jedem Bezirk wird ein Bezirksvorſteher vorgeſetzt, welcher von den 
Stadtverordneten aus den ſtimmfaͤhigen Buͤrgern des Bezirks auf ſechs Jahre 

! er⸗ 


u. 


erwählt und vom Magiſtrat beſtätigt wird. In gleicher Weiſe wird für den 
Agel Verhinderung des Bezirksvorſtehers ein Stellvertreter deſſelben 
angeſtellt. i 

Die Bezirksvorſteher ſind Organe des Magiſtrats und verpflichtet, ſei⸗ 
nen Anordnungen Folge zu leiſten, ihn namentlich in den oͤrtlichen Geſchaͤften 
des Bezirks zu unterſtuͤtzen. 


H. 61. 


Jedes Jahr, bevor ſich die Stadtverordneten⸗Verſammlung mit dem Haus⸗ 
haltsetat beſchaͤftigt, hat der Magiſtrat in öffentlicher Sitzung derſelben tiber 
die Verwaltung und den Stand der Gemeinde-Angelegenheiten einen vollſtaͤn⸗ 
digen Bericht zu erſtatten. Tag und Stunde werden wenigſtens zwei freie 
Tage vorher in der Gemeinde bekannt gemacht. ö 


$. 62. 


Der Buͤrgermeiſter hat na 2 8 
Geſchaͤfte zu beſorgen: | ch näherer Beſtimmung der Gefege folgen | 
. wenn bie Handhabung der Ortspoltzei nicht Königlichen Behörden über: 


tragen iſt: 
1) die Handhabung der Ortspolizei; 
2) die Verrichtung eines Huͤlfsbeamten der gerichtlichen Polizei; 
3) die Verrichtungen eines Polizeianwalts, vorbehaltlich der Befug⸗ 
niß der Behörde, in den Fallen 2. und 3. andere Beamten mit 
dieſen Geſchaͤften zu beauftragen. 

; Dem Bürgermeifter am Sitze eines Gerichts kann die Vertre⸗ 
tung der Polizeianwaltſchaft bei dem Gericht auch fir die ähri⸗ 
gen Gemeinden des Gerichtsbezirks gegen angemeſſene Entſchaͤdi⸗ 

gung übertragen werden, in deren Hinſicht naͤhere Beſtimmungen 
vorbehalten bleiben. ö 


II. Alle örtlichen Geſchaͤfte der Kreis-, Bezirks-, Provinzial und allgemei⸗ 
nen Staatsverwaltung, namentlich auch das Führen der Perſonenſtands⸗ 
regiſter, ſofern nicht andere Behoͤrden dazu beſtimmt ſind. 


Einzelne dieſer unter I, und II. erwaͤhnten Geſchaͤfte koͤnnen mit Geneh⸗ 
migung der Regierung einem andern Magiſtrats-Mitgliede uͤbertragen werden. 


H. 6g. 


In Betreff der Befugniß der Stadtbehoͤrden, ortspolizeiliche Verordnun⸗ 
gen zu erlaſſen, kommen die darauf bezuͤglichen Geſetze zur Anwendung. 


(Nr. 3768.) Titel f 
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Titel VI. 
Von den Gehaͤltern und Penſionen. 
H. 64. 


Der Normaletat aller Beſoldungen wird von dem Magiſtrat entworfen 
und von den Stadtverordneten feſtgeſetzt. 

Iſt ein Normal⸗Beſoldungsetat überhaupt nicht oder nur für einzelne 
Theile der Verwaltung feſtgeſtellt, fo werden die in ſolcher Weiſe nicht vorge: 
ſehenen Beſoldungen vor der Wahl feſtgeſetzt. 

Hinſichtlich der Buͤrgermeiſter und der beſoldeten Magiſtrats-Mitglieder 
unterliegt die Feſtſetzung der Pn in allen Faͤllen der Genehmigung der 
Regierung. Die Regierung iſt ebenſo efugt als verpflichtet, zu verlangen, daß 
ihnen die zu einer zweckmaͤßigen Verwaltung angemeſſenen Beſoldungsbetraͤge 
bewilligt werden. : 

Den Beigeordneten, inſofern ihnen nicht eine Beſoldung beſonders beige 
legt iſt (§. 31.), koͤnnen mit Genehmigung der Regierung feſte Entſchaͤdigungs— 
beträge bewilligt werden. Schöffen und Stadtverordnete erhalten weder Ge— 
halt noch Remuneration, und iſt nur die Vergütung baarer Auslagen zulaͤſſig, 
welche für fie aus der Ausrichtung von Aufträgen entſtehen. 


H. 65. 


Den Buͤrgermeiſtern und den beſoldeten Mitgliedern des Magiſtrats find, 
ſofern nicht mit Genehmigung der Regierung eine Vereinbarung wegen der 
Penſion getroffen iſt, bei eintretender Dienſtunfahigkeit, oder wenn fie nach ab— 
Ben. Wahlperiode nicht wieder gewählt werden, folgende Penfionen zu 
gewaͤhren: 


des Gehalts nach giabriger Dienſtzeit, 
3 * 2 7 2 E = 
3 2 2 : 24 2 2 


Die auf Lebenszeit angeſtellten beſoldeten Gemeindebeamten erhalten, in— 
ſofern nicht mit dem Beamten ein Anderes verabredet worden iſt, bei eintreten— 
der Dienſtunfaͤhigkeit Penſion nach denſelben Grundſaͤtzen, welche bei den un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten zur Anwendung kommen. 

Ueber die Penſionsanſpruͤche der Burgermeiſter, der beſoldeten Magi⸗ 
firats-Mitglieder und uͤbrigen beſoldeten Gemeindebeamten entſcheidet in ftreiti- 
en Faͤllen e e Gegen den Beſchluß der Regierung, ſoweit derſelbe 
ich nicht auf die Thatſache der Dienſtunfaͤhigkeit oder darauf bezieht, welcher 
Theil des Dienſteinkommens als Gehalt anzufehen fei, findet die Berufung auf 
richterliche Entſcheidung ſtatt. Ungeachtet der Berufung find die feſtgeſetzten 
Beträge vorläufig zu zahlen. ö 8 
ie 


— 285 RN ' 


Die Penſion fällt fort oder ruht inſoweit, als der Penfionirte durch 
anderweitige Anftellung im Staats- oder Gemeindedienſte ein Einkommen oder 
eine neue Penſion erwirbt, welche mit Zurechnung der erſten Penſion fein fruͤ— 
heres Einkommen uͤberſteigen. 


Titel vn. 
Von dem Gemeinde haushalte. 


H. 66. 


Ueber alle Ausgaben, Einnahmen und Dienfte, welche ſich im Voraus 
beſtimmen laſſen, entwirft der Magiſtrat jaͤhrlich, ſpaͤteſtens im Oktober, einen 
Haushaltsetat. Mit Zuſtimmung der Stadtverordneten kann die Etatsperiode 
bis auf drei Jahre verlaͤngert werden. 

f Der Entwurf wird acht Tage lang, nach vorheriger Verkuͤndigung, in 
einem oder mehren von dem Magiſtrat zu beſlimmenden Lokalen zur Einſicht 
aller Einwohner der Stadt offen gelegt und alsdann von den Stadtverordneten 
. Eine Abſchrift des Etats wird ſofort der Aufſichtsbehoͤrde ein- 
gereicht. | 

$. 67. 


Der Magiftrat hat dafür zu ſorgen, daß der Haushalt nach dem Etat 
gefuͤhrt werde. 

Ausgaben, welche außer dem Etat geleiſtet werden ſollen, beduͤrfen der 
Genehmigung der Stadtverordneten. 8 


$. 68. 


5 Gemeinde-Abgaben und die Geldbetraͤge der Dienfte (H. 54.), ſowie 
die Abgaben fuͤr die Theilnahme an den Nutzungen (F. 52.) und die ſonſtigen 
—— werden von den Saͤumigen im Steuer-Exekutionswege beis 
getrieben. 


$. 69. 


Die Jahresrechnung iſt von dem Einnehmer vor dem 1. Mai des fol⸗ 
genden Jahres zu legen und dem Magiſtrat einzureichen. Dieſer hat die Rech⸗ 
nung zu revidiren und ſolche mit ſeinen Erinnerungen und Bemerkungen den 
Stadtverordneten zur Prüfung, Feſiſtellung und Entlaſtung vorzulegen. 


$. 70. 


Die Feſiſtellung der Rechnung muß vor dem 1. Oktober bewirkt ſein. 
Der Magiſtrat hat der Auffichlsbehirbe ſofort eine Abſchrift des Feſi⸗ 
ſtellungsbeſchluſſes vorzulegen. 
Jahrgang 1853. (Nr, 3763.) 41 Durch 
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Durch ſtatutariſche Anordnungen koͤnnen auch andere Friſten, als vor⸗ 
4 0 für die Legung und Fefiftellung der Rechnung beſtimmt find, feſtgeſetzt 
werden. i 


H. 71. 


Ueber alle Theile des Vermögens der Stadtgemeinde hat der Magiſtrat 
ein Lagerbuch zu fuͤhren. Die darin vorkommenden Veraͤnderungen werden den 
Stadtverordneten bei der Rechnungsabnahme zur Erklaͤrung vorgelegt. 


Titel VIE. 


Von der Einrichtung der ſtaͤdtiſchen Verfaſſung ohne kolle— 
gialiſchen Gemeindevorſtand für Staͤdte, welche nicht mehr als 
2500 Einwohner haben. 


$. 72. 


In Städten von nicht mehr als 2500 Einwohnern kann auf Antrag 
der Gemeindevertretung unter Genehmigung der Regierung die Einrichtung ge— 
troffen werden, daß > 


1) die Zahl der Stadtverordneten bis auf ſechs vermindert, und 

2) ſtatt des Magiſtrats nur ein Bürgermeiſter, welcher den Vorſitz in der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung mit Stimmrecht zu fuͤhren hat, und zwei 
oder drei Schöffen, welche den Buͤrgermeiſter zu unterſtuͤtzen und in Ver⸗ 
hinderungsfaͤllen zu vertreten haben, gewaͤhlt werden. 


§. 73. 


Wird eine Einrichtung nach Maaßgabe der Beſtimmung unter 2. in H. 72. 
getroffen, ſo gehen alle Rechte und Pflichten, welche in den Vorſchriften der 
itel I. bis VII. dem Magiſtrat beigelegt find, auf den Buͤrgermeiſter mit 
denjenigen Modifikationen über, welche ſich als nothwendig daraus ergeben, 
daß der Buͤrgermeiſter zugleich ſtimmberechtigter Vorſitzender der Stadt. 
verordneten⸗Verſammlung iſt. Demſelben ſteht inſonderheit ein Recht der Zu: 
ſtimmung zu den Beſchluͤſſen der Stadtverordneten nicht zu; er iſt aber in den 
im zweiten Satze unter 2. des $. 56. bezeichneten Fällen die Ausführung der 
Beſchluͤſſe der Stadtverordneten⸗Verſammlung zu beanſtanden, und, wenn dieſe 
bei nochmaliger Berathung bei ihrem Befchluffe beharrt, die Entſcheidung der 
Regierung einzuholen verpflichtet. — Im Uebrigen finden bei den Staͤdten, 
welche die gedachte Einrichtung angenommen haben, die Vorſchriften der Titel 
I. bis VII. gleichfalls, jedoch mit der Maaßgabe Anwendung, daß die Schoͤffen 
zugleich Stadtverordnete ſein koͤnnen, und daß es genügt, wenn die Beſchluͤſſe 
der 
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der Stadtverordneten⸗Verſammlung ($. 47.) nur von dem Vorſitzenden und 


7 


einem Mitgliede unterzeichnet werden. 


Mein. 


Von der Verpflichtung zur Annahme von Stellen und von dem 
Ausſcheiden aus denſelben wegen Verluſtes des Buͤrgerrechts. 


$. 74. a 


Ein jeder ſtimmfaͤhiger Bürger iſt verpflichtet, eine unbeſoldete Stelle in 
der Gemeindeverwaltung oder Vertretung anzunehmen, fowie eine angenom- 
mene Stelle mindeſtens drei Jahre lang zu verſehen. 


Zur Ablehnung oder zur früheren Niederlegung einer ſolchen Stelle be— 
rechtigen nur folgende Entſchuldigungsgruͤnde: 25 


1) anhaltende Krankheit; 
2) Danke, die eine häufige oder lange dauernde Abweſenheit mit fich 
eg 

3) ein Alter über ſechszig Jahre; 

1 die früher ſtattgehabte Verwaltung einer unbeſoldeten Stelle für die ndch- 
ſten drei Jahre; ER 

5) die Verwaltung eines anderen öffentlichen Amtes; 

6) aͤrztliche oder wundaͤrztliche Praxis; 

7) ſonſtige beſondere Verhaͤltniſſe, welche nach dem Ermeſſen der Stadtver⸗ 
ordneken⸗Verſammlung eine gültige Entſchuldigung begruͤnden. 


Wer ſich ohne einen dieſer Entſchuldigungsgruͤnde weigert, eine unbeſol⸗ 
dete Stelle in der Gemeindeverwaltung oder Vertretung anzunehmen oder die 
noch nicht drei Jahre lang verſehene Stelle ferner zu verſehen, ſowie derjenige, 
welcher ſich der Verwaltung ſolcher Stellen thatſaͤchlich entzieht, kann durch 
Beſchluß der Stadtverordneten auf drei bis ſechs Jahre der Ausübung des Buͤrger⸗ 
rechts verluſtig erklaͤrt und um ein Achtel bis ein Viertel ſtaͤrker zu den direkten 
Gemeindeabgaben herangezogen werden. Dieſer Beſchluß bedarf der Beſtaͤtigung 
der Aufſichtsbehoͤrde (§. 76.). 
$. 75. 


ö Wer eine das Bürgerrecht vorausſetzende Stelle in der Verwaltung oder 
Vertretung der Stadtgemeinde bekleidet, ſcheidet aus derſelben aus, wenn er 
des Buͤrgerrechts verluſtig geht; im Falle des ruhenden Buͤrgerrechts tritt die 
Suspenſion ein (H. 7.). 
N Die zu den bleibenden Verwaltungs-Deputationen a ſtimmfaͤhigen 
Bürger (F. 59.) und andern von der Stadtverordneten⸗Verſammlung auf eine 
beſtimmte Zeit gewählten unbeſoldeten Gemeindebramten, zu denen jedoch die 
Schöffen nicht zu rechnen find, konnen durch einen uͤbereinſtimmenden Beſchluß 
des Magiſtrats und der Stadtverordneten auch vor Ablauf ihrer Wahlperiode 
von ihrem Amte entbunden werden. 
* 41° Titel 


u. 
ite X. 


Von der Oberaufſicht uͤber die Stadtverwaltung. 


$. 76. 


Die Aufficht des Staates uͤber die ſtaͤdtiſchen Gemeinde-Angelegenheiten 
wird, ſoweit nicht durch die Vorſchriſten dieſes Geſetzes ein Anderes ausdruͤcklich 
beſtimmt iſt, von der Regierung, in den hoͤheren Inſtanzen von dem Oberpraͤ⸗ 
ſidenten und dem Miniſter des Innern ausgeübt. Bef hwerden über Entſchei⸗ 
dungen in Gemeinde⸗Angelegenheiten muͤſſen in allen Inſtanzen innerhalb einer 
Praͤkluſivfriſt von vier Wochen nach der Zuſtellung oder Bekanntmachung der 
Entſcheidung eingelegt werden, inſofern nicht die Einlegung des Rekurſes durch 
dieſes Geſetz an eine andere Friſt geknuͤpft iſt (5. 20.). ö ö 


$. 77. 


Wenn die Stadtverordneten einen Beſchluß gefaßt haben, welcher deren 
Befugniſſe uͤberſchreitet, geſetz oder rechtswidrig iſt, oder das Staatswohl ver⸗ 
letzt, % ift die Auffichtsbehörde ebenſo befugt als verpflichtet, den Vorſtand der 
Stadtgemeinde zur vorlaͤufigen Beanſtandung der Ausfuͤhrung zu veranlaſſen. 
Dieſer hat hiervon die Stadtverordneten zu benachrichtigen und uͤber den Ge— 
genſtand des Beſchluſſes ſofort an die Regierung zu berichten. Die Regierung 
hat ſodann ihre Entſcheidung unter Anfuͤhrung der Gruͤnde zu geben. 


1 H. 78. 


Wenn die Stadtverordneten es unterlaſſen oder verweigern, die der Ge— 
meinde geſetzlich obliegenden Leiſtungen auf den Haushaltsetat zu bringen oder 
außerordentlich zu genehmigen, ſo läßt die Regierung, unter Anfuͤhrung des 
Geſetzes, die Eintragung in den Etat von Amtswegen bewirken oder ſtellt be⸗ 
ziehungsweiſe die außerordentliche Ausgabe feſt. f 


$. 79, 


| Durch Königliche Verordnung auf den Antrag des Staatsminiſteriums 
kann eine Stadtverordneten-Verſammlung aufgelöft werden. 

Es iſt ſodann eine Neuwahl derſelben anzuordnen und muß dieſe binnen 
ſechs Monaten vom Tage der Aulloſungs⸗Verordnung an erfolgen. Bis zur Ein⸗ 
fuͤhrung der neugewählten Stadtverordneten ſind deren Verrichtungen durch 
beſondere von dem Miniſter des Innern zu beſtellende Kommiſſarien zu beſorgen. 


H. 80. 


In Betreff der Dienſtvergehen der Buͤrgermeiſter, der e des 
or⸗ 


4 


8 


Vorſtandes und der ſonſtigen Gemeindebeamten kommen die darauf bezuͤglichen 
Geſetze zur Anwendung. Yigg | 1 


Titel X.. 
Ausfuͤhrungs- und Uebergangsbeſtimmungen. 


$. 81, 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen werden 
von dem Pinifter des Innern — 1 x b l g 


§. 82. 


In Städten, wo die Einführung der Gemeinde-Ordnung vom 11. Maͤrz 
4850. bereits beendigt ift, tritt die gegenwärtige Staͤdte⸗Ordnung ſogleich nach 
ihrer Verkündigung in Kraft und an die Stelle jener Gemeinde⸗Ordnung; die 
auf Grund der letzteren gewählten Buͤrgermeiſter, Beigeordneten, Schoͤffen und 
alle anderen befoldeten und unbeſoldeten Gemeindebeamten, ſowie die Mitalie- 
der des Gemeinderaths, dieſe als Stadtverordnete, verbleiben jedoch in hen 
Stellen bis zum Ablaufe der Periode, fuͤr welche ſie gewaͤhlt worden ſind, und 
behalten, ſoweit fie eine beſoldete Stelle bekleiden, ihre bisherigen Beſoldungen 
und Penſionsanſpruͤche. 8 


$. 83. 


In Städten, wo die Einführung der Gemeinde-Ordnung vom 11. Mär 
1850, bis zur Einſetzung des Gemeinderaths gediehen ift, bleiben die Mitglieder 
deſſelben in ihren Stellen als Stadtverordnete bis zum Ablaufe der Periode, 
für welche fie gewählt worden find; im Uebrigen iſt ſowohl dort, als in allen 
anderen Städten, für welche dieſe Staͤdteordnung noch gegeben ift (F. 1.), nach 
den Vorſchriften derſelben mit der Einfuͤhrung der ftädtifchen Verfaſſung und 
Verwaltung zu verfahren. 


H. 84. 
Die ſeitherigen nicht gewählten und nicht ausdrücklich auf Kündigung 


angeſtellten Oberbuͤrgermeiſter und Buͤrgermeiſter, welche bei Einfuhrung der 
gegenwärtigen Staͤdte-Ordnung weder in ihren Aemtern und Einkuͤnften belaſſen, 
noch anderweitig mit gleichem Einkommen angeſtellt werden, haben, ſofern nicht 
für dieſen Fall bereits früher eine andere verbindliche Beſtümmung getroffen 
worden iſt, einen Anſpruch auf Penſion. 

Diejenigen dieſer Beamten, welche auf Kuͤndigung angeſtellt ſind, von 
welcher jedoch obſervanzmaͤßig niemals oder doch nur aus beſonderen Grunden 
Gebrauch gemacht worden ift, find den lebenslaͤnglich angeftellten Beamten gleich— 


(Nr. 3763.) zu⸗ 


> 


zuſetzen, wenn nicht einer der Gründe eintritt, aus welchen die Kuͤndigung vor⸗ 
ehalten iſt. Blos vorläufig und kommiſſarxiſch ohne Zeitbeſtimmung angeſtell⸗ 
ten Beamten ſteht dieſer Anſpruch erſt en ſechsjaͤhriger Dienſtzeit zu. Wenn 
ein ſolcher Beamter demnaͤchſt von der Stadt fuͤr dieſelbe Stelle auf Zeit ge⸗ 
waͤhlt worden iſt, ſo wird ſeine Dienſtzeit, Behufs der Feſtſtellung ſeiner Pen⸗ 
8 von der Zeit des Eintritts in die kommiſſariſche Dienſtleiſtung 
gerechnet. u 
Die Penſion beträgt nach kuͤrzerer als zwoͤlfjaͤhriger Dienſtzeit z, nach 
zwoͤlf⸗ oder mehr als zwoͤlfjaͤhriger Dienſtzeit 3, nach vierundzwanzigjaͤhriger 
Dienſtzeit 3 des feitherigen reinen Dienſteinkommens. Was als ſolches anzu⸗ 
ſehen, wird im Verwaltungswege endgültig feſtgeſetzt. Die Penſion faͤllt inſo— 
weit fort oder ruht, als der Penſionirte durch anderweitige Anſtellung im Staats— 
oder Gemeindedienſt ein Einkommen oder eine neue Penſion erwirbt, welche 
mit Zurechnung der erſten Penſion ſein fruͤheres Einkommen uͤberſteigen. Die 
Penfionen werden von den Stadtgemeinden, in welchen die Beamten gegen⸗ 
waͤrtig angeſtellt find, geleiſtet. 
Alle vorſtehend nicht bezeichneten Gemeindebeamten ſind in ihren Aemtern 
und Einkuͤnften zu belaſſen und behalten ihre bisherigen Penſionsanſpruͤche. 


H. 85, 


Der Zeitpunkt, mit welchem in den einzelnen im F. 83. erwähnten 
Städten die Einfuͤhrung gegenwärtiger Staͤdte⸗Ordnung beendigt fein wird, ift 
durch das Amtsblatt des Regierungsbezirks zur öffentlichen Kenntniß zu brin⸗ 
gen. Von dieſem Zeitpunkte an treten für die betreffenden Städte die bisheri— 
gen .- und Verordnungen uͤber die Verfaſſung der Stadtgemeinden außer 

l. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ̃ 


Gegeben Charlottenburg, den 30. Mai 1853, 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Hepdt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. b 


Fr. 3704) 
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(Nr. 3764.) Geſetz, betreffend die Verfaſſung der Staͤdte in Neuvorpommern und Ruͤgen. 
Vom 31. Mai 1853. i 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ıc. ꝛc. f 


verordnen, nach Anhörung des Kommunal- Landtages von Neuvorpommern 
und Ruͤgen, mit Zuſtimmung beider Kammern, was folgt: 


$. 1. 

Die Städte in Neuvorpommern und Rugen behalten ihre bisherigen 
Verfaſſungen, inſoweit ſolche nicht nach Maaßgabe der $$. 4. und folgende 
dieſes Geſetzes einer Abaͤnderung unterworfen werden. 

H. 2. 

In den Städten Wolgaſt und Grimmen treten an Stelle der daſelbſt 
ſchon eingeführten Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850. diejenigen Ver⸗ 
faſſungen jener Staͤdte wieder in Kraft, welche dort bis zur Einführung der 
Gemelnde⸗Ordnung vom 11. März 1850. geltendes Recht geweſen find. Es 
bleiben jedoch bis nach erfolgter Reorganiſation die jetzigen ftädtifchen Behoͤr⸗ 
den daſelbſt in Funktion; inſonderheit haben die Mitglieder der Gemeindevor⸗ 
ſtaͤnde ihre Aemter fuͤr die Dauer ihrer Wahlperiode fortzufuͤhren und behalten 
die ihnen nach H. 61. der Gemeinde-Ordnung vom 11. März 1850. zuſtehenden 
Penſionsanſpruͤche. i 

3 f 


H. * 
Fuͤr jede Stadt iſt ein beſonderer Stadtrezeß feſtzuſtellen. 


; H. 4. 1 

Um für dieſen Zweck zu unterſuchen, welche Modifikationen in den Ver⸗ 
faſſungen der einzelnen Städte in Folge der veränderten Heimathsgeſetzgebung, 
der Aufhebung der ſtädtiſchen Gerichtsbarkeit und früheren. Neuvorpommer⸗ 
ſchen Gewerbeverfaſſung, ſowie ſonſt durch örtliche Verhaͤltniſſe bereits einge⸗ 
treten find, oder noch als erforderlich ſich ergeben, ſoll eine beſondere Kommiſ⸗ 
ſion ernannt werden, unter deren Leitung auf Grundlage der gewonnenen Re⸗ 
ſultate fuͤr jede Stadt durch Rath und buͤrgerſchaftliche Kollegien im verfaſ⸗ 
ſungsmaͤßigen Wege der beſondere Stadtrezeß (F. 3.) Behufs Unſerer Aller⸗ 
böchſten Beſtaͤtigung zu entwerfen iſt. 

Sollten Rath und buͤrgerſchaftliche Kollegien Beſtimmungen in den Rezeß⸗ 
Entwurf aufnehmen, welche den beſtehenden Geſetzen oder namentlich der Abficht 
des H. 5. des gegenwartigen Geſetzes zuwider ſind, ſo hat die gedachte Kom⸗ 
miſſion, nach Anhoͤrung des Raths und der buͤrgerſchaftlichen Kollegien, die 
geeigneten Beſtimmungen ſelbſt Hr entwerfen und in den Rezeß aufzunehmen, 
welcher demnaͤchſt Unſerer Allerhoͤchſten Beftätigung zu unterbreiten iſt. 

§. 5. 

Bei dieſen Stadtrezeſſen ſind folgende Grundbeſtimmungen feſtzuhalten: 

J. Fur die Beſetzung erledigter Buͤrgermeiſterſtellen behält es bei den darauf 


(Nr, 3764.) be⸗ 
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bezuͤglichen Beſtimmungen des Patents vom 18. Februar 1811. fein 

Bewenden. i 

II. In allen Angelegenheiten, bei denen eine Mitwirkung der buͤrgerſchaft⸗ 
lichen Kollegien verfaſſungsmaͤßig eintreten muß, kann ein die Stadt⸗ 
gemeinde bindender Beſchluß nur durch Uebereinſtimmung des Magiſtrats 
und der Repraͤſentanten-Kollegien zu Stande kommen. 

III. N der Aufbringung der Gemeindeſteuern gelten nachſtehende 

Normen: 

1) die Steuer fuͤr den Gewerbebetrieb im Umherziehen darf nicht durch 

Zuſchlaͤge belaſtet werden; 

2) bei den Zuſchlaͤgen zur klaſſifizirten Einkommenſteuer muß jedenfalls 
das außerhalb der Gemeinde belegene Grundeigenthum außer Bes 

rechnung bleiben; . 

3) die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich: 

a) für alle Zuſchlaͤge zur Einkommenſteuer; 

b) für Zuſchlaͤge zu den übrigen direkten Steuern, wenn der Zu⸗ 
ſchlag entweder funfzig Prozent der Staatsſteuern uͤberſteigen, 
oder nicht nach gleichen Saͤtzen auf dieſe Steuern vertheilt werden 
ſoll. Zur Freilaſſung oder geringeren Belaſtung der letzten 
Klaſſenſteuerſtufe bedarf es dieſer Genehmigung nicht; 

c) für Zuſchlaͤge zu den indirekten Steuern. 

Beſondere, direkte oder indirekte Gemeindeſteuern beduͤrfen der Genehmi— 
gung der Regierung, wenn ſie neu eingefuͤhrt, erhoͤht, oder in ihren Grundſaͤtzen 
veraͤndert werden ſollen. ü i N 

Bei beſonderen Kommunal⸗Einkommenſteuern iſt jedenfalls die sub 2. er⸗ 
waͤhnte Beſchraͤnkung maaßgebend. Die beſtehenden direkten Kommunal-Ein— 
kommenſteuern werden einer erneuerten Prüfung und Genehmigung der Regie— 
rung unterworfen. 5 

. H. 6. f 

Der Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauf— 
4210 und hat bie dazu erforderlichen Anordnungen i Snftruftionen N 
erlaffen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfleigenhändigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 8 5 ö 

Gegeben Charlottenburg, den 31. Mai 1853. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
5 v. Bodelſchwingh. v. Bonin. Rob 
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Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hoſbuchdruckerei. 
i (Rudolph Decker.) 


